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241 | Dritte Verordnung 


zur Ergänzung und Durchführung der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, Kapitalherab⸗ 
ſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom © 
2. Februar 1932 (G. Bl. S. 105). 
Vom 11. November 1933. 


Auf Grund des Artikels IV der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, Kapitalherab⸗ 
ſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 (G. Bl. 
S. 105) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: i i g 


Artikel I : ۱ 
Wird das Grundkapital einer Aktiengeſellſchaft in erleichterter Form herabgeſetzt, ſo müſſen im 
Falle der Zuſammenlegung von Aktien die zuſammengelegten Aktien auf einen Betrag von 100, 500 
oder 1000 Gulden lauten. Im Falle der Herabſetzung des Nennbetrages der Aktien gilt ſinngemäß 
das gleiche. Aktien, welche trotz erfolgter Aufforderung der Geſellſchaft nicht zum Zwecke des Um: 
tauſches oder der Verwertung eingereicht werden, können gemäß § 290 des Handelsgeſetzbuchs für kraft⸗ 
los erklärt werden. 4 5 
Artikel II 
Die Zweite Verordnung zur Durchführung der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, 
Kapitalherabſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 17. Juni 
1933 (G. Bl. S. 265) wird wie folgt geändert: : 
1. § 2 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 2 5 

„Soweit der aus der Kapitalherabſetzung in erleichterter Form hervorgegangene Buchgewinn 
(Art. II 8 6 Abſ. 2 der Hauptverordnung) im Laufe der nächſten fünf auf die Kapitalherabſetzung 
folgenden Jahre nicht gemäß Artikel II § 6 ADÎ. 2 der Hauptverordnung verbraucht iſt, iſt er 
unter den Paſſiven der Jahresbilanz für das folgende Jahr als Reſervefonds einzuſtellen. Dieſer 
Reſervefonds kann außer zur Deckung von Verluſten nur unter Einhaltung der Vorſchriften des 
§ 289 des Handelsgeſetzbuchs aufgelöſt werden. Die Einſtellung in den Reſervefonds kann durch 
Beſchluß der Generalverſammlung auch vor Ablauf der fünfjährigen Friſt erfolgen.“ 

2. Im 8 2 iſt hinter Abſ. 2 folgender neuer Abſ. 3 anzufügen: =; 

„Beträge, welche bei der Kapitalherabſetzung zur Deckung von Wertminderungen und ſon⸗ 
ſtigen Verluſten beſtimmt waren, aber in der angenommenen Höhe nicht verbraucht werden, ſind 
nicht als ſteuerpflichtiges Einkommen im Sinne der Steuergeſetze zu behandeln.“ 

3. Im 8 6 iſt hinter Abſ. 4 folgender neuer Abf. 5 einzufügen: 0 

„Soweit die neuen Aktien vom Senat der Freien Stadt Danzig oder einer öffentlichen Kör⸗ 
perſchaft oder den Kreditinſtituten einer ſolchen gezeichnet werden, gilt die Hingabe von Schatz⸗ 
wechſeln als Barzahlung in Höhe des Nennbetrages der Schatzwechſel. Ein etwaiger Abzug für 
Zwiſchenzinſen (Diskont) gilt nicht als Koſten im Sinne des § 284 des Handelsgeſetzbuchs.“ 


4. Der bisherige Abſ. 5 des § 6 wird Abſ. 6. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23. 11. 1933.) 


628 
5. 8 7 Abſ. 3 wird aufgehoben. ۱ 
6. Im § 18 Abf. 1 iſt folgender Satz anzufügen: \ 
„Das gleiche gilt für eine Kapitalerhöhung, ſo weit dieſe mit einer Kapitalherabſetzung verbunden 
wird.“ 
Artikel III 5 
Der Senat kann auf Antrag des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft anordnen, daß die Beſchlüſſe 
über die Kapitalherabſetzung und Kapitalerhöhung oder die Durchführung derſelben im Handelsregiſter 
einzutragen ſind, auch bevor über eine etwaige Anfechtungsklage rechtskräftig entſchieden iſt, oder be⸗ 
vor die Kraftloserklärung der Aktien gemäß 88 290 und 219 des Handelsgeſetzbuchs durchgeführt iſt. 
8 127 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet inſoweit keine An⸗ 
wendung. 
Artikel IV 


Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 11. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
Dr. Hoppenrath 


242 Rechtsverordnung 
betr. Aufhebung der Beamtenausſchüſſe. 
Vom 11. November 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 21 f, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


8 1 
Die bei den Behörden der Freien Stadt Danzig, ihren Gemeindeverbänden und Gemeinden ſowie 
bei den öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften beſtehenden Beamtenausſchüſſe werden aufgehoben. 
82 ۱ 
Die Obliegenheiten der Beamtenausſchüſſe gehen auf den durch Die Rechtsverordnung betr. Ein⸗ 
führung einer Beamtenvertretung vom 14. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 382) geſchaffenen Danziger Be⸗ 
amtenbund über. 


83 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


۱ Danzig, den 11. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
909 Dr. Rauſchning Greiſer 


28 Verordnung 
i über Anderung der Reichsverſicherungsordnung. 
Vom 3. No vember 1933. 


: 1 amt Artikel I : ES 
Auf Grund des 8 1 Ziffer 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird die Reichsverſicherungsordnung wie folgt 
geändert: ö 
1. § 547 erhält folgende Faſſung: 
Der Senat kann durch Verordnung beſtimmte Krankheiten als Berufskrankheiten bezeichnen. 
Auf ſolche Krankheiten findet die Unfallverſicherung Anwendung ohne Rückſicht darauf, ob die 
Krankheit durch einen Unfall oder durch eine ſchädigende Einwirkung verurſacht iſt, die nicht den 
Tatbeſtand des Unfalls erfüllt. 
Der Senat kann die Durchführung der Unfallverſicherung bei Berufskrankheiten und Art und 
Vorausſetzung ihrer Entſchädigung regeln. 
2. Es wird folgender $ 924 a eingefügt: 


529 
` 924 a 5 ۱ 
Für die Verſicherung von Berufskrankheiten gilt § 547 aus der gewerblichen Anfallverſicherung 
entſprechend. 8 
3. Es wird folgender § 1057 a eingefügt: 
§ 1057 a 
Für die Verſicherung von Berufskrankheiten gilt § 547 aus der gewerblichen Unfallverfiherung 
entſprechend. 
Werden ſeemänniſche Berufskrankheiten der Anfallverſicherung unterſtellt, ſo kann der Senat 
vorſchreiben, inwieweit ſich die Verſicherung gegen die Krankheiten auch auf die Zeit erſtreckt, in welcher 
der Verſicherte in eigener Sache an Land beurlaubt iſt. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


244 Zweite Verordnung 
über Ausdehnung der Anfallverſicherung auf gewerbliche Berufskrankheiten. 
Sr Vom 3. November 1933. 
Auf Grund der 88 547, 924 a, 1057 a der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Ver⸗ 


ordnung über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung vom 3. November 1933 (G. Bl. S. 528) 
wird hiermit verordnet: 


8 1 
8 Berufskrankheiten im Sinne der Unfallverfiherung find die Krankheiten in Spalte II der Anlage, 
N wenn ſie durch berufliche Beſchäftigung in einem in Spalte III der Anlage neben der Krankheit bezeich⸗ 


neten Betriebe verurſacht ſind. 


1 8 2 
Was die Verordnung für Betriebe vorſchreibt, gilt entſprechend für Tätigkeiten, die unter die 
Unfallverſicherung fallen. 
8 3 


Bei Anwendung der Vorſchriften über die Anfallverſicherung auf Berufskrankheiten ſteht der Kör⸗ 
perverletzung durch Unfall die Erkrankung an einer Berufskrankheit und der Tötung durch Unfall der 
Tod infolge einer Berufskrankheit gleich. 

Als Zeitpunkt des Unfalls gilt der Beginn der Krankheit im Sinne der Krankenverſicherung oder, 
wenn dies für den Verſicherten günſtiger iſt, der Beginn der Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Unfall- 
verſicherung. Für die Anwendung der 88 1546, 1547 der Reichsverſicherungsordnung gilt als Zeit⸗ 
punkt des Unfalls das Ende der Beſchäftigung des Verſicherten in dem der Verſicherung unterliegenden 
Betriebe. a 

8 4 

Bei ſeemänniſchen Berufskrankheiten (Nr. 19 der Anlage) wird Entſchädigung auch dann gewährt, 
wenn der Verſicherte ſich die Krankheit zugezogen hat, während er in eigener Sache an Land beurlaubt 
war. Das gilt nicht, wenn der Verſicherte die Krankheit ſelbſt verſchuldet hat. 


8 5 
Iſt zu befürchten, daß eine Berufskrankheit entſtehen, wiederentſtehen oder ſich verſchlimmern wird, 
wenn der Verſicherte weiter in einem Betriebe beſchäftigt wird, welcher der Verſicherung gegen die 
Krankheit unterliegt, ſo kann ihm der Verſicherungsträger eine bergangsrente bis zur Hälfte der Voll⸗ 
rente ſo lange gewähren, als er die Tätigkeit in ſolchem Betriebe unterläßt. 
Die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit iſt neben der Übergangsrente zu gewähren. 


Die Vorſchriften über die Unfallanzeige und die Unfallunterſuchung in der gewerblichen und land⸗ 
wirtſchaftlichen Anfallverſicherung (88 1552 bis 1567 der Reichsverſicherungsordnung) gelten bei Be⸗ 
rufskrankheiten mit folgenden Abweichungen: 2 

Der Verſicherungsträger läßt jeden Erkrankten durch einen geeigneten Arzt unterſuchen. Er be⸗ 
findet darüber, wieweit im übrigen eine Unterſuchung ſtattfindet. Er kann ſie ſelbſt vornehmen oder 
die Ortspolizeibehörde um die Vornahme erſuchen. : 


530 
Für die See-Unfallverfiherung kann das Landesverſicherungsamt das Verfahren bei der Unfall⸗ 
anzeige und der Unfallunterſuchung abweichend von den Vorſchriften der 88 1745 bis 1766 der 
Reichsverſicherungsordnung regeln. 15 HSN 
Ein Arzt, der bei einem Verſicherten eine Berufskrankheit oder Krankheitserſcheinungen feſtſtellt, 
die den begründeten Verdacht einer Berufskrankheit rechtfertigen, hat die Feſtſtellung dem Verſicherungs⸗ 
träger unverzüglich anzuzeigen. Das Landesverſicherungsamt ſtellt das Muſter für die Anzeige feſt. 
Das Verſicherungsamt des Betriebsſitzes kann auf Antrag des Verſicherungsträgers gegen den 
Arzt nach Anhörung der zuftändigen Arztekammer eine Ordnungsſtrafe in Geld feſtſetzen, wenn er die 
Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig erſtattet. Auf Beſchwerde gegen die Feſtſetzung der Strafe entſcheidet 
das Oberverſicherungsamt endgültig. u 
Der Arzt hat gegen den Verſicherungsträger Anſpruch auf eine Gebühr für die Anzeige. Für die 
Höhe der Gebühr gilt 8 80 Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung. 
; 8 8 
Der Verſicherungsträger überjendet eine Abſchrift der Anzeige über die Erkrankung (88 6, 7) 
oder einen Auszug daraus dem beamteten Arzte und dem Gewerbeaufſichtsbeamten nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Landesverſicherungsamts. 
8 9 
Das Landesverſicherungsamt kann Beſtimmungen zur Durchführung der Verordnung erlaſſen. 
۱ 8 10 | 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1933 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt 
tritt die Verordnung über Ausdehnung der Unfallverſicherung auf gewerbliche Berufskrankheiten vom 
22. Februar 1929 (St. A. Teil 1 S. 217) außer Kraft. : 


§ 11 

Für eine Berufskrankheit, die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung beſtand oder nachher entſtand 
und die nicht ohnehin nach den vorangehenden Vorſchriften oder auf Grund der Verordnung über Aus⸗ 
dehnung der Unfallverfiherung auf gewerbliche Berufskrankheiten vom 22. Februar 1929 (St. A. Teil! 
S. 217) zu entſchädigen iſt, wird die Entſchädigung nach dieſer Verordnung gewährt, wenn die Krank⸗ 
heit weſentlich durch berufliche Beſchäftigung nach dem 1. Januar 1924 in einem Betriebe verurſacht 
iſt, der in Spalte III der Anlage neben der Krankheit bezeichnet iſt. 

Der Anſpruch iſt bei Vermeidung des Ausſchluſſes ſpäteſtens ein Jahr nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung bei dem Verſicherungsträger anzumelden, dem der Betrieb, dem die ſchädigende Einwirkung 
zugeſchrieben wird, angehört. Die Friſt wird auch gewahrt, wenn der Anſpruch rechtzeitig bei einem 
anderen Träger der Unfallverſicherung, bei einem Verſicherungsamt oder bei dem Landesverſicherungs⸗ 
amt angemeldet wird. Der § 1547 der Reichsverſicherungsordnung gilt entſprechend mit der Maßgabe, 
daß die Friſt zur nachträglichen Anmeldung ein Jahr beträgt. Die Entſchädigung wird früheſtens vom 
Inkrafttreten dieſer Verordnung an gewährt. 
1 8 12 

Über den Anſpruch nach § 11 hat der Verſicherungsträger durch förmliche Feſtſtellung zu ent⸗ 
ſcheiden. Lehnt er ihn ab, ſo kann binnen einem Monat nach Zuſtellung des Beſcheides die Kammer 
für Berufskrankheiten bei dem Oberverſicherungsamt angerufen werden. Der § 128 9۲۵۲۰ 2 und die 
88 129, 131 bis 134 der Reichsverſicherungsordnung gelten. 

Dieſe Kammer beſteht aus einem Vorſitzenden, je einem Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeit⸗ 
nehmer und einem Arzt. Vorſitzender iſt der Direktor des Oberverſicherungsamts. Die Vertreter der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer werden von Fall zu Fall von dem Direktor des Oberverſicherungsamts 
beſtellt, und zwar die Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer aufgrund von Vorſchlagsliſten, 
die die Hauptwirtſchaftskammer aufſtellt. Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſollen nach 
Möglichkeit dem Beruf angehören, in dem die zur Verhandlung ſtehende Berufskrankheit vorkommt. 
Den Arzt beſtimmt der Senat. Im übrigen finden auf den Arzt und die Vertreter der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung über die Beiſitzer zu den Kammern 
des Oberverſicherungsamts entſprechende Anwendung. : 

Für die Verhandlungen und Entſcheidungen der Kammer gelten die Vorſchriften über das Bers 
fahren vor dem Oberverſicherungsamt. i : 


Danzig, den 3. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 5 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Anlage zu 5 1 der Verordnung. 


11 111 
IT ae 8 


: Betriebe und 
Berufskrankheit ۱ Tätigkeiten 


r هت‎ 


1 
2 
3 


Erkrankungen durch Blei oder ſeine Verbindungen 
Erkrankungen durch Phosphor E 
Erkrankungen durch Quecksilber oder feine Verbin⸗ 
ung 
Erkrankungen durch Arſen oder ſeine Verbindungen 
Erkrankungen durch Verbindungen des Mangans 
Erkrankungen durch Benzol oder ſeine Homologen 
Erkrankungen durch Nitro⸗ und Amidoverbindungen 
der aromatiſchen Reihe . 5 
Erkrankungen durch Schwefelkohlenſtoff . 
Erkrankungen durch Schwefelwaſſerſtoff 3 
Erkrankungen durch Kohleno ed ۱ 
Erkrankungen durch Röntgenſtrahlen und andere 
ſtrahlende Energie . 223 ee 
Chroniſche und chroniſch-rezidivierende Hauterkran⸗ 
kungen durch Galvaniſierungsarbeiten 3 
Chroniſche und chroniſch⸗rezidivierende Hauterkran⸗ 
kungen durch exotiſche Holzarten. EEE 
Chroniſche und chroniſch⸗ rezidivierende Hauterkran⸗ 
kungen durch Ruß, Paraffin, Teer, Antrazen, 
Pech und verwandte Stoffe 
Erkrankungen der Muskeln, Knochen und Gelenke 
durch Arbeiten mit Preßluftwerkzeugen. 5 
Erkrankungen der tieferen Luftwege und der Lunge 
durch Thomasſchlackenmehl . Re 


u 1 bis 14: Betriebe und Tätigkeiten, 
die der Anfallverſicherung unterliegen. 


Thomasſchlackenmühlen, Düngemittel⸗ 
miſchereien und Betriebe, die Thomas⸗ 
ſchlackenmehl befördern. 

a) Betriebe der Sandſteingewinnung, 
-bearbeitung und ⸗verarbeitung, 

b) Metallſchleifereien, 

e) Porzellanbetriebe, 

d) Betriebe des Bergbaues. 

Betriebe der Metallbearbeitung und 

2 verarbeitung. 

Glas- und Eiſenhütten, Metallſchmel⸗ 

zereien. 

„Betriebe der Seeſchiffahrt. 

Krankenhäuſer, Heil⸗ u. Pflegeanſtalten, 

Entbindungsheime und ſonſtige An⸗ 

ſtalten, die Perſonen zur Kur und 

Pflege aufnehmen, ferner Einrichtun⸗ 

gen und Tätigkeiten in der öffentlichen 

und freien Wohlfahrtspflege und im 

Geſundheitsdienſte ſowie Laboratorien 

für naturwiſſenſchaftliche und medizi⸗ 

niſche Unterfuhungen und Verſuche, 
ſoweit dieſe Betriebe und Tätigkeiten 
der Anfallverſicherung unterliegen. 


Schwere Staublungenerkrankungen (Silitofe) . 
Trifft eine ſchwere Staublungenerkrankung mit 
Lungentuberkuloſe zuſammen, ſo gilt für die Ent⸗ 
ſchädigung die Tuberkuloſe als Staublungener⸗ 
krankung. 
Durch Lärm verurſachte Taubheit oder an Taub⸗ 
heit grenzende Schwerhörigkeit 8 
Grauer Star er 


Tropenkrankheiten, Fleckfieber, Skorbut 
Infektionskrankheiten E EEE 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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